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4. Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksfläche, Baugrenze (§ 9 Abs. 1 BauGB)

Baugrenze (§ 23 BauNVO)4.1
Überbaubare Grundstücksfläche, Bauraum (§ 23 Abs. 1 BauNVO)4.2
Nicht überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 Abs. 5 BauNVO)4.3
Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind Grundstückszufahrten zulässig, im
Übrigen gilt § 23 Abs. 5 BauNVO.

6. Verkehrsflächen sowie Flächen für Zufahrten und Stellplätze und deren Anschluss an öffentliche
Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Nr. 26 BauGB)

Überörtliche Verkehrsflächen - B 269n (nachrichtlich gem. § 9 Abs. 6 BauGB)B.4

Öffentliche Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Nr. 26 BauGB)6.2

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
hier: Kombinierter Fuß- und Radweg

6.3

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
hier: Wirtschaftsweg

6.4

Öffentliche Verkehrsflächen - Umbau der planfestgestellten B 269n (s. Pkt. B.5)6.1

7. Führung von ober- und unterirdischen Ver- und Entsorgungsleitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

Gasleitung (unterirdisch), Schutzstreifen beidseitig 4 m  - Neuverlegung Planung7.1

Regenwasserkanal (RW) unterirdisch - Kanalverlauf Planung7.3

Schmutzwasserkanal (SW) unterirdisch - Kanalverlauf Planung7.4

Flächen für oberirdische Regenrückhaltebecken (RRB)

8. Flächen für die Versorgung und die Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser

Öffentliche Grünflächen mit der Zweckbestimmung "Grünanlage Sichtschutzpflanzung"

9. Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Auf den Grünflächen sind wassergebundene Wege zulässig.

11. Flächen für die Landwirtschaft und Wald (§ 9 Abs. 1 Nr. 18 BauGB)

Flächen für Wald (§ 9 Abs. 1 Nr. 18b BauGB)

MF 1 - Wiesenlandschaft12.1

12. Flächen für Maßnahmen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur
und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Geh,- Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Stadtwerke Saarlouis

13. Flächen mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Geh,- Fahr- und Leitungsrecht zugunsten des Entsorgungsträgers (derzeit
Entsorgungsverband Saar - EVS) und der Stadtwerke Saarlouis

13.2

14. Flächen für die Anpflanzung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)
PF 1 - Anpflanzfläche für standortheimische Bäume und Sträucher, Randeingrünung14.1

PF 2 - Anpflanzfläche für standortheimische Bäume und Sträucher, Randeingrünung14.2

Ableitung von natürlichem und gesammeltem Niederschlagswasser
Es sind bauliche Anlagen zur Wasserführung und zur Unterhaltung der Anlagen zulässig.

10. Flächen für die Regelung des Wasserabflusses (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB)

B. Nachrichtliche Übernahmen aufgrund anderer
Rechtsvorschriften (§ 9 Abs. 6 BauGB)

Schutzzone III des Wasserschutzgebietes "Bisttal"

C. Darstellungen ohne Normcharakter

Es wird darauf hingewiesen, dass Anlagen und Nutzungen des Industriegebietes, die
innerhalb der ausgewiesenen Schutzzone zu liegen kommen, die Bestimmungen, Verbote
und Auflagen der Rechtsverordnung zum Wasserschutzgebiet "Bisttal" beachten müssen.

Elektrofreileitung 220-kV mit beidseitigen Schutzstreifen und MaststandorteB.2

B.1

13.1

Geh,- Fahr- und Leitungsrecht zugunsten des Versorgungsunternehmens (derzeit Creos
Deutschland GmbH)

13.3

Geh,- Fahr- und Leitungsrecht zugunsten des Versorgungsunternehmens (derzeit Energis
Netzgesellschaft mbH)

13.4

Straßenbegrenzungslinie und Begrenzung von Verkehrsflächen unterschiedlicher
Zweckbestimmung (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

6.6

Überörtliche Verkehrsflächen - BAB 620 (nachrichtlich gem. § 9 Abs. 6 BauGB)B.5

Festsetzung zur Überbaubarkeit der Grundflächen auf der Grundlage § 9 Abs. 2 BauGB:

Auf den festgesetzten Flächen gilt:

Bis zu einem Umbau (Mast-Erhöhung) der überliegenden Elektrofreileitung sind Hoch-
bauten in der Regel unzulässig. Nebenanlagen wie Garagen, Carports, Trafostationen und
vergleichbare Anlagen können ausnahmsweise zugelassen werden. Nach einem Umbau
(Mast-Erhöhung) der Elektrofreileitung sind Hochbauten mit einer maximalen Bauwerks-
höhe von 11,0 m über der mittleren Geländeoberfläche des Bauwerksstandortes zulässig.
Für den Mast-Umbau (Erhöhung der Lage der Freileitung) sind mindestens folgende
Voraussetzungen (siehe Systemskizze) zu erfüllen:

Masthöhe über GOF (Geländeoberfläche)

Neuaufbau Mast 1093 49,5 m
(Mast 93 wird demontiert)
Neuaufbau Mast 1094 53,0 m
(Mast 94 wird demontiert)
Neuaufbau Mast 1095 45,0 m
Bestandsmast 95 verbleibt mit 45,0 m

5. Von Bebauung freizuhaltende Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB und § 9 Abs. 2 BauGB)

Die Flächen sind als offene, extensiv gepflegte Wiesenflächen anzulegen und zu erhalten.

MF 2 - Schutzstreifen Hochspannungsleitung12.2
Die Fläche ist als Mosaik mit folgenden Biotopstrukturen anzulegen: Ca. 20% der Fläche sind
in sonnenexponierter Lage vegetationsfrei zu belassen (kein Oberbodenauftrag) und durch
extensive Pflege offen zu halten. Ca. 30% der Fläche sind als Wiese anzulegen. Ca. 20% der
Fläche sind der natürlichen Sukzession zu überlassen und von Verbuschung freizuhalten. Auf
ca. 30% der Fläche sind standortgerechte Sträucher (Höhe mind. 60-100 cm) anzupflanzen.
Im Schutzstreifen der Elektrofreileitung dürfen nur solche Anpflanzungen vorgenommen
werden, die eine Endwuchshöhe von max. 3,0 m über Geländeoberfläche erreichen. Zur
Grenze der benachbarten, landwirtschaftlichen Flächen ist ein extensiv gepflegter Krautsaum
von 3,0 m Breite herzustellen und dauerhaft zu pflegen.

W 1  -  Wiederherstellung des Waldes12.4
Die Fläche dient der Entwicklung eines naturnahen Waldes mit gestuftem Waldrand. Bei der
Gehölzauswahl sind ausschließlich einheimische, standortgerechte Arten zu verwenden.

W 2  -  Entwicklung von naturnahen Waldbeständen aus vorhandener Vegetation12.5
Die Fläche dient der Erhaltung und Weiterentwicklung eines naturnahen Waldes einschließlich
gestuftem Waldrand. Die standortgerechten Gehölze innerhalb der festgesetzten Flächen sind
zu erhalten. Eingriffe, die diese Gehölze gefährden, sind unzulässig. Vorhandene, nicht
standortgerechte Gehölze sind zu entfernen und durch einheimische, standortgerechte
Laubgehölze zu ersetzen.

W 3  -  Entwicklung von Wald12.6
Die Fläche dient der Entwicklung eines naturnahen Waldes mit gestuftem Waldrand. Bei der
Gehölzauswahl sind ausschließlich einheimische, standortgerechte Arten zu verwenden.

PF 3  - Fläche für Gehölzpflanzungen12.7
Auf der Fläche entlang der Regenwasserableitung sind je angefangenen 100 qm Fläche ein
Baum 1. oder 2. Ordnung (STU mind. 12-14 cm) sowie Sträucher (Höhe mind. 60-100 cm) in
einem Abstand von ca. 1,00 x 1,50 m anzupflanzen.

Auf den entstehenden Böschungsflächen am Außenrand des Industriegebietes und der Flächen
für Versorgungsanlagen sind geschlossene Gehölzpflanzungen aus Bäumen 1. und 2. Ordnung
(STU mind. 12-14 cm) sowie aus Sträuchern (Höhe mind. 60-100 cm) aus einheimischen,
standortgerechten Arten vorzunehmen. Je 70 qm Pflanzfläche auf der Böschung ist ein Baum zu
pflanzen, der Pflanzabstand der Sträucher liegt bei 1,00 x 1,50 m. Bäume und Sträucher sind
dauerhaft zu erhalten, Verluste sind gleichwertig nachzupflanzen. Notwendige Zuwegungen zu
den Flächen für Versorgungsanlagen sind zulässig.

Auf den öffentlichen Grünflächen sind Gehölzpflanzungen aus Bäumen 1. und 2. Ordnung (STU
mind. 12-14 cm) sowie aus Sträuchern (Höhe mind. 60-100 cm) einheimischen, standortgerech-
ten Arten vorzunehmen. Je ca. 70 qm Pflanzfläche ist ein Baum vorzusehen, der Pflanzabstand
der Sträucher liegt bei 1,00 x 1,50m. Bäume und Sträucher sind dauerhaft zu erhalten, Verluste
sind gleichwertig nachzupflanzen. Zur Grenze der benachbarten landwirtschaftlichen Flächen ist
ein extensiv gepflegter Krautsaum von 4,0 m Breite herzustellen und zu pflegen.

Die innerhalb der Industriegebiete entstehenden Böschungsflächen, die dem Ausgleich und
Übergang der unterschiedlichen Höhenlagen der Baugebietsebenen (Terrassierungsflächen)
dienen, sind, sofern sie eine Mindestbreite von 10 Metern aufweisen,  mit dichten Gehölz-
pflanzungen aus Bäumen 1. und 2. Ordnung (STU mind. 12-14 cm) und Sträuchern (Höhe mind.
60-100 cm) aus einheimischen, standortgerechten Arten zu bepflanzen. Je 100 qm Pflanzfläche
auf der Böschung sind ein Baum sowie Sträucher mit einem Pflanzabstand von 1,50 x 1,50 m
zu pflanzen. Die Bäume und Sträucher sind dauerhaft zu erhalten, Ausfälle sind gleichwertig zu
ersetzen.

Anpflanzverpflichtung für Böschungsflächen innerhalb der Industriegebiete14.7

Zur Herstellung der Bebaubarkeit der Baugebiete sind Geländemodellierungen (Terrassie-
rungen) durch Aufschüttungen und Abgrabungen notwendig. Die neuen Geländehöhen (§ 9
Abs. 3 BauGB) sind in Metern über Normalnull (NN.) durch Planeinschrieb festgesetzt.
Geringfügige Abweichungen vom festgesetzten Maß sind ausnahmsweise zulässig.

15. Flächen für Aufschüttungen und Abgrabungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB)
z.B.

Alleeartige Anpflanzung von Straßenbäumen ohne feste Lagebestimmung14.3
Entlang der ´Planstraße A´ (Haupterschließungsachse) sind auf beiden Straßen- seiten im
Regelabstand von 15 Metern heimische, standortgerechte Laubbäume 1. Ordnung (Solitäre)
fachgerecht  anzupflanzen. Die Anpflanzung kann aufgrund verkehrlicher Erfordernisse (z.B.
Knotenpunkte) und/oder bei Grundstückszufahrten unterbrochen oder der Abstand bereichs-
weise vergrößert werden.

Anpflanzung von Straßenbäumen ohne feste Lagebestimmung14.4
Entlang der Planstraßen ´B´ und ´C´  sind mindestens einseitig in einem Regelabstand von 15
Metern heimische, standortgerechte Laubbäume 1. Ordnung (Solitäre) anzupflanzen. Die
Anpflanzung kann aufgrund verkehrlicher Erfordernisse (z.B. Knotenpunkte) und/oder bei
Grundstückszufahrten unterbrochen oder bereichsweise vergrößert werden.

Bepflanzung von privaten Betriebsgrundstücken14.6
Auf den Gewerbe- und Industriegrundstücken ist je angefangenen 1.000 qm Grundstücksfläche
mindestens ein heimischer standortgerechter Laubbaum (Solitär, 3xv, STU mind. 12-14 cm)
fachgerecht anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. Bepflanzungen nach Pkt. 14.7 können
darauf angerechnet werden.

Dachflächen von Verwaltungsgebäuden mit einer Neigung von 0° bis 10° sind als extensiv
begrünte Flächen auszubilden und auf mind. 8 cm Substratauflage mit Gräsern, Wildkräutern
und bodendeckenden Gewächsen zu bepflanzen und zu erhalten. Auf Dachflächen, die baulich
genutzt werden, (z.B. Terrassen oder Sonnenkollektoren) ist die Begrünung nicht erforderlich.

Dachbegrünung auf Verwaltungsgebäuden14.8

(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

Fläche für Anlagen der Gasversorgung, hier Umformstation

8.1

8.3

Fläche für Anlagen der Wasserversorgung, hier Speicherbauwerk8.4

Fläche für Anlagen zur Elektrizitätsversorgung, hier Umspannanlage8.2

Bepflanzung der Fläche "MF 3" (nordwestlicher Teil des B 269n Knotenpunktes)14.5
Auf der Fläche sind entsprechend der örtlichen Gegebenheiten 21 Stück heimische, standort-
gerechte Laubbäume 1. Ordnung (Solitäre, STU mind. 14-16 cm) fachgerecht anzupflanzen.

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
hier: LKW-Stellplätze

6.5

Wasserleitung (unterirdisch), Neuverlegung Planung7.2

Geh,- Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Stadtwerke Saarlouis13.5

MF3 MF 3 - Wiese und Sukzessionsfläche12.3
Die Fläche ist wie folgt zu gestalten: Ca. 50% der Fläche sind als mageres Grünland
anzulegen. Ca. 40%  der Fläche sind der bedingten, natürlichen Sukzession zu überlassen
und von Verbuschung freizuhalten. Auf ca. 10%  der Fläche sind standortgerechte Sträucher
anzupflanzen.

Geh,- Fahr- und Leitungsrecht zugunsten des Versorgungsunternehmens (derzeit VSE AG
Saarbrücken) und der Stadtwerke Saarlouis

13.6

Elektrizitätsleitung / Erdkabel (E) unterirdisch - Neuverlegung Planung7.5

Elektrofreileitung 220/110-kV mit beidseitigen Schutzstreifen und MaststandorteB.3

Telekommunikationsleitung (TK) unterirdisch - Neuverlegung Planung7.6

Geh,- Fahr- und Leitungsrecht zugunsten des Versorgungsunternehmens (derzeit Dt. Telekom
AG); Hinweis: Bei oberirdischem Verlauf privatrechtliche Gestattung/Vereinbarung erforderlich

13.7

Telekommunikationsleitung (TK) oberirdisch - Neuverlegung Planung7.7

M 93

M 94

M 95

M 1093 (neu)

M 1094 (neu)

M 1095 (neu)

Systemskizze

Masterhöhung 220-kV-Leitung:

Flächen für die Landwirtschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 18a BauGB)11.1

11.2

Zum Ausgleich der vorbereiteten Eingriffe in das Landschaftsschutzgebiet L 3.08/11.37 durch planungsrechtliche
Festsetzungen zur Zulässigkeit von baulichen Anlagen (hier: Offene Niederschlagswasserableitung: "Flächen für die
Regelung des Wasserabflusses" gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 16 BauGB) im östlichen Entsorgungskorridor zur Saar werden
die folgenden Ausgleichsflächen und -maßnahmen zugeordnet:
1. Ausgleichsmaßnahme "PF 3 - Fläche für Gehölzpflanzungen" (s. Pkt. 12.7) in Gemarkung Lisdorf, Flur 16, Flur-

stücke 43/36 (tlw.), 43/38 (tlw.), 43/39 (tlw.), 42/1 (tlw.) und 42/2 (tlw.).
2. Ausgleichsmaßnahme "W 1 - Wiederherstellung des Waldes" (s. Pkt. 12.4) in Gemarkung Lisdorf, Flur 16, Flur-

stücke 43/39 (tlw.) und 42/2 (tlw.) sowie in Gemarkung Lisdorf, Flur 21, Flurstück 73/2 (tlw.).

16. Zuordnung von Flächen oder Maßnahmen für den Ausgleich i.S. § 1a Abs. 3 BauGB (§ 9 Abs. 1a BauGB)
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B 269n

TK(B)

Bp g

Gasleitung (unterirdisch), Schutzstreifen beidseitig 4 m - Verlauf im Bestand

Trinkwasserleitung (unterirdisch) - Verlauf Bestand

C. Darstellungen ohne Normcharakter
Vorhandene Flurstücksgrenze und -Nummer lt. katasteramtlicher Übernahme

Flurgrenze

Feld- und Wirtschaftswege lt. topographischer Vermessungsaufnahme

Höhenschichtlinien und Höhenangaben des Ausgangsgeländes (lt. topogr. Aufnahme)

Geländeböschung Bestand lt. topographischer Vermessungsaufnahme

Bundesstraße B 269n lt. Ausführungsplanung des Landesamtes für Straßenwesen

C.1

C.2

C.4

C.5

C.6

C.11

Geländeböschung PlanungC.7

(→ Planfestgestellte Straße nach Fachplanungsrecht)

GemeindegrenzeC.3

D. Hinweise
Rechtsvorschriften
Die diesem Bebauungsplan zugrunde liegenden Rechtsvorschriften (Gesetze, Verordnungen, DIN-Normen)
können bei der plangebenden Stadt Saarlouis, Amt für Stadtentwicklung, Umwelt und Denkmalpflege, Großer
Markt 1 in 66740 Saarlouis zu den allgemeinen Öffnungszeiten der Stadtverwaltung eingesehen werden.
Gleiches gilt auch für das Regelwerk der DIN Norm Nr. 45691, auf die sich einzelne Planfestsetzungen
beziehen.

D.1

C.9

C.10

Naturschutzrechtlicher Ausgleich und externe AusgleichsmaßnahmenD.5

Oberirdische Telekommunikationsleitung (Freileitung Bestand)C.8

Zum naturschutzrechtlichen Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe im Geltungsbereich sind, über die bereits
im Geltungsbereich getroffenen Festsetzungen hinaus, folgende externe Ausgleichsflächen und
Ausgleichsmaßnahmen entsprechend den Festlegungen im Umweltbericht/Grünordnungsplan durchzuführen:

- K 1 Entwicklung von Gehölzbeständen (Wald, Waldrand, Feldgehölzen, Hecken) durch Pflanzung von
standortgerechten Bäumen und Sträuchern auf folgenden Grundstücken:
Gemarkung Fraulautern: Flur 1 Flurstücke 1/63, 1/53
Gemarkung Saarwellingen: Flur 15 Flurstück 4/28
Gemarkung Lisdorf: Flur 10 Flurstücke Nr. 110/1, 619/112, 620/112, 81/3, 81/4, 115/1, 79/4, 122, 12;
Flur 18 Flurstücke 156, 157, 601/160, 162, 52, 55/1, 56;
Gemarkung Beaumarais: Flur 18 Flurstücke 232/1, 231, 313/230, 229, 271

- K 3 Anlage eines blickdichten Sichtschutzstreifens südlich Neuforweiler durch Pflanzung von
hochwüchsigen Sträuchern und großkronigen Bäumen auf folgenden Grundstücken: Gemarkung
Neuforweiler: Flur 2 Flurstücke 606/115, 452/115, 1254/119, 1255/119, 1126/119, 1127/119, 52, 54/1

- K 5 Entwicklung von Sandrasen:
Gemarkung Lisdorf, Flur 17, Flurstücke 206/1, 204, 203, 202, 268/201, 267/200, 199/2, 5/8, 145/1, 144/1;
Flur 18, Flurstücke 258/3, 602/261, 263, 265/1, 266, 267, 268, 269, 270, 271, 299/3, 472/296, 473/296,
469/276, 470/276, 612/277, 279, 280, 282/1, 283, 284, 285, 286, 615/287, 616/288, 289, 290, 291,
482/292, 293/1, 294, 472/296, 517/295, 516/295; Flur 21, Flurstücke 423/19, 42/1, 47/1, 50/1, 52, 543/53,
544/54, 545/56, 58/1, 215, 216, 525/217, 217/1, 233, 419/234, 234/1, 575/237, 238, 240/1, 243, 473/258,
239/1, 250/1, 255, 256/1, 256/2, 260, 3/4, 8/6, 8/2, 8/4, 9/2,10/2, 250/1, 11/3, 14/3, 5/8

- N 1 Entwicklung einer Wiese feuchter Standorte:
Gemarkung Beaumarais: Flur 17 Flurstücke 92/9, 83, 81, 92/13, 397/80, 306/91, 397/80, 394/80, 305/90,
89, 88, 87, 487/124, 486/124

- H 1 Entwicklung von Hecken und Feldgehölzen:
Gemarkung Roden: Flur 8 Flurstück 661/66

- H 2 Alleeartige Anpflanzung von Straßenbäumen ohne feste Lagebestimmung :
Gemarkung Roden: Flur 8 Flurstück 661/66

- H 3 Entwicklung von Hecken und Feldgehölzen:
Gemarkung Roden: Flur 11 Flurstücke 448/7, 657/390

- F 1 - F10 Biotopverbessernde Maßnahmen im Wald auf folgenden Grundstücken:
F 1 Gemarkung Fraulautern: Flur 1 Flurstück 2/28
F 2 Gemarkung Fraulautern: Flur 1 Flurstück 5/10
F 3 Gemarkung Fraulautern: Flur 1 Flurstück 2/28
F 4 Gemarkung Fraulautern: Flur 1 Flurstück 4/1
F 5 Gemarkung Fraulautern: Flur 3 Flurstück 105/5, 48/7, 8/17
F 6 Gemarkung Fraulautern: Flur 3 Flurstück 8/9
F 7 Gemarkung Fraulautern: Flur 3 Flurstück 8/9
F 8 Gemarkung Fraulautern: Flur 3 Flurstück 10/8, 11, 127/12
F 9 Gemarkung Fraulautern: Flur 3 Flurstück 10/8, 108/9
F 10 Gemarkung Lisdorf: Flur 12 Flurstücke 242/1, 243/1, 312, 313, 315, 316, 317, 318, 485/245,

486/245, 246, 253/1, 296, 297, 299, 305/1, 307, 308, 309, 310, 311, 369/298, 370/298;
Flur 13 Flurstück 406/210

- ÖM 1 Ausgleichsmaßnahme „Wiederherstellung von Streuobstwiesen und Magerrasen am Sauberg bei
Felsberg“:
Gemeinde Saarlouis, Gemarkung Felsberg, Flur 8, Flurstücke 148, 149, 150, 152, 153, 377/158, 590/154,
151; Flur 9, Flurstücke 157, 158, 294/147, 310/147, 311/147, 375/120, 411/122, 636/62, 641/152, 145,
146; Flur 10, Flurstücke 133, 134, 135, 136, 138, 139, 140, 141, 142, 143, 244/137, 245/137
Gemeinde Überherrn, Gemarkung Berus, Flur 23, Flurstücke 202, 203, 283, 284, 285, 286, 287, 288,
293, 294, 295, 296, 347/289, 412/201; Flur 24, Flurstücke 4, 5, 6, 7, 94, 244/101, 245/102, 246/103,
324/98

- ÖM 2 Ausgleichsmaßnahme „Flächen im Bereich Berus“:
Gemeinde Überherrn, Gemarkung Berus, Flur 5, Flurstücke 289, 290, 291, 292/1, 294; Flur 22, Flurstücke
256, 425/256, 426/256

- ÖM 3 Ausgleichsmaßnahme „Renaturierung des Campingplatzes Hetschermühle bei Eimersdorf 
(Rehlingen-Siersburg):
Gemeinde Rehlingen-Siersburg, Gemarkung Eimersdorf, Flur 4, Flurstücke 254/1, 254/3, 254/4, 254/6,
254/7, 258/2, 258/4, 260/2, 260/11, 260/12, 262/7, 508/260, 509/260, 600/258, 620/260,
Gemarkung Siersdorf, Flur 1, Flurstücke 223/127, 273/36, 283/12, 286/47, 287/49, 330/39, 331/40,
334/43

- ÖM 4 Ausgleichsmaßnahme „Renaturierung des Oligbach-Quellgebiets nordwestlich Gerlfangen“:
Gemeinde Rehlingen-Siersburg, Gemarkung Gerlfangen, Flur 1, Flurstücke 139/1, 143, 144/1, 146/1,
150/1, 155/3, 156, 157, 158, 177/1, 182/1, 183/1, 183/2, 195/1, 199, 200, 202, 215, 216, 217, 220, 221,
222, 252, 253, 254, 256, 257, 258, 259, 261, 262, 268, 269, 270, 273, 278, 279, 280, 281, 282, 283, 284,
287, 497/285, 498/285, 499/286, 560/263, 561/264, 571/260, 577/218, 578/219, 579/219, 580/223,
581/223, 592/144, 594/255, 595/255, 602/265, 603/265, 614/144, 615/144, 618/271, 619/271, 620/271,
650/266, 661/147, 666/251, 667/251, 708/251, 709/251, 761/274, 762/277, 781/462, 782/178, 799/288,
800/260; Flur 2, Flurstück 587/259

- ÖM 5 a) Ausgleichsmaßnahme „Renaturierung des Campingplatzes Wackenmühle“:
Gemeinde Rehlingen-Siersburg, Gemarkung Großhemmersdorf, Flur 7, Flurstücke 829/12 Pt.,13/1, 10/1,
8/1, 6, 5, 545/4, 544/4, 3/1, 2, 1, 790/1, 12/1 Pt.; Flur 8, Flurstücke 225/81, 226/81, 227/81 Pt., 216/81,
218/81, 0; Gemarkung Kerprichhemmersdorf, Flur 11, Flurstücke 152/1, 151/2, 152/6 Pt., 152/2, 442/152

- ÖM 5 b) Ausgleichsmaßnahme „Renaturierung eines Wochenendgrundstückes in Rehlingen-Siersburg“,
Ortsteil Hemmersdorf: Gemeinde Rehlingen-Siersburg, Gemarkung Großhemmersdorf, Flur 11,
Flurstücke 9, 10, 11, 630/45, 631/47, 636/48, 637/48

- ÖM 6 Ausgleichsmaßnahme „Flächen bei Kerlingen“:
Gemeinde Wallerfangen, Gemarkung Kerlingen, Flur 3, Flurstücke 167/1, 86/1; Flur 7, Flurstücke 110/1;
Flur 8, Flurstücke 1/43, 102/1, 115/1, 80/1

- ÖM 7 Ausgleichsmaßnahme „Flächen bei Bedersdorf, Hector-Flächen“:
Gemeinde Wallerfangen, Gemarkung Bedersdorf, Flur 1, Flurstück 50/1; Flur 2, Flurstücke 79/3, 80/2,
1566/52; Flur 4, Flurstücke 28/1, 140/1, 155/1, 159/1, 168/1, 187/1, 194/1, 200/1, 221/1
Gemarkung Ihn, Flur 4, Flurstücke 275/1, 336/2; Flur 6, Flurstücke 1/1, 242/2
Gemarkung Kerlingen, Flur 6, Flurstücke 1/1, 242/2, Flur 7, Flurstücke 171/1, 291/2
Gemarkung Leidingen, Flur 1, 18/1, 33/1, 159/1, 179/1, 390/1

Die Durchführung der vorgenannten externen Maßnahmen ist durch vertragliche Vereinbarung nach
§ 11 BauGB geregelt (§ 1a Abs. 3 Satz 4 BauGB).

Verdacht auf Altbergbau
Aufgrund von Hinweisen des Oberbergamtes des Saarlandes kann das Vorkommen von Altbergbau vor allem
im Süden bzw. Südwesten des Bebauungsplangebietes nicht mit Sicherheit ausgeschlossen werden. Sollten
daher im Zuge von Ausschachtungen und Bauarbeiten Hinweise auf frühere bergbauliche Tätigkeiten
auftauchen, ist das Oberbergamt des Saarlandes in 66578 Schiffweiler umgehend zu informieren.

D.2

GrundwassermessstellenD.4

Im Bebauungsplangebiet liegen nach den Angaben der EVS Gesellschaft für Abfallwirtschaft
mbH, Saarbrücken, vier Grundwassermessstellen (´Bp a´, ´Bp f´, ´Bp g´ und ´Bp h´). Davon
werden die zwei Pegel ´Bp f´ und ´Bp h´ durch Verfüllung entfallen. Die beiden übrigen Pegel
´Bp a´ und ´Bp g´ bleiben bestehen und werden im Bebauungsplan markiert. Der Zugang zu den
Pegelstellen ist, soweit diese auf Privatgelände zu liegen kommen, für Kontrollberechtigte im
Rahmen einer vertraglichen und/oder grundbuchlichen Regelung sicherzustellen.

Bodendenkmäler
Gemäß § 20 DSchG / § 12 SDschG hat derjenige, der Bodendenkmäler entdeckt oder findet, dies
unverzüglich der Denkmalfachbehörde anzuzeigen. Die Anzeige kann auch gegenüber der Gemeinde oder
der unteren Denkmalschutzbehörde erfolgen; diese leiten die Anzeige unverzüglich der Denkmalfachbehörde
zu. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige im unveränderten
Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des Fundes zu schützen. Die
Landesdenkmalbehörde und die von ihr Beauftragten sind berechtigt, bewegliche Funde zu bergen und
vorübergehend in Besitz zu nehmen. Besteht besonderes öffentliches Interesse, so muss eine Grabung
zugelassen werden.

D.3

TR(B)

PRÄAMBEL

Auf der Grundlage des/ der

- Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), geändert durch Art. 4 des Gesetzes
vom 24.12.2008 (BGBl. I S. 3018),

- Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung -BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23.1.1990, zuletzt geändert durch Art. 3 Investitionserleichterungs- und WohnbaulandG vom 22.4.1993 (BGBl. I S. 466),

- Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22.12.2008 (BGBl. I S 2986), zuletzt geändert durch Art. 4 Drittes G zur Änderung des
EnergieeinspeisungsG vom 28.3.2009 (BGBl. I S. 643),

- Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) vom
18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58),

- Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29.7.2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert
durch Art. 7 des Gesetzes vom 21.01.2013 (BGBl. I S. 95),

- Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i.d.F. der Bekanntmachung vom 24.2.2010 (BGBl. I S. 94), geändert durch Art. 2 des
Gesetzes vom 21.01.2013 (BGBl. I S. 95),

- Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten (Bundes- Bodenschutzgesetz - BBodSchG) vom
17.3.1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Art. 5 Abs. 30 des Gesetzes vom 24.02.2012 (BGBl. I S. 212),

- Saarländisches Landesplanungsgesetz (SLPG, Artikel 1 des Gesetzes Nr. 1502) vom 12.6.2002, zuletzt geändert durch Gesetz vom
18.11.2010 (Amtsbl. S. 2599)

- Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im Saarland (Saarländisches Naturschutzgesetz - SNG) vom 5.4.2006, zuletzt geändert am
28.10.2008 (Amtsbl. S. 2009 S. 3)

- Landesbauordnung Saarland (LBO), vom 18.2.2004 (Amtsblatt S. 822), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 16.06.2010 (Amtsblatt S.
1312),

- Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 26.9.2002 (BGBl. I S. 3830), zuletzt geändert durch Art. 2 des
Gesetzes vom 27.06.2012 (BGBl. I S. 1421),

- Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 4.
BImSchV) vom 14.3.1997 (BGBl. I S. 504), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 27.08.2012 (BGBl. I S. 1726)

hat der Stadtrat der Kreisstadt Saarlouis am    . . . . . . . . . . . . . .   diesen Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen.

VERFAHRENSVERMERKE

1. Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 BauGB
Der Stadtrat der Kreisstadt Saarlouis hat in seiner öffentlichen Sitzung am 29.04.2010 die Aufstellung des Bebauungsplans "Industriegebiet
Lisdorfer Berg" beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde gemäß § 2 Abs. 1 BauGB am 10.08.2010 ortsüblich bekannt gemacht.

2. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB
Die Öffentlichkeit wurde in Form zweier Informationsveranstaltungen am 25.08.2010 in Lisdorf (bekannt gemacht am 10.08.2010) und am
30.09.2010 in Neuforweiler (bekannt gemacht am 15.09.2010) über die Grundzüge der Planung informiert. Es bestand die Gelegenheit zur
Äußerung und Erörterung. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit wurde jeweils ortsüblich im Wochenspiegel öffentlich bekannt
gemacht.

3. Frühzeitige Unterrichtung/ Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 13.08.2010 frühzeitig an der Bauleitplanung beteiligt.
Sie wurden aufgefordert, sich zum Detaillierungsgrad der Umweltprüfung zu äußern sowie die ihnen vorliegenden umweltrelevanten
Informationen zur Verfügung zu stellen. Die Beteiligungsfrist endete am 24.09.2010. Darüber hinaus fand am 25.08.2010 im Rathaus der
Kreisstadt Saarlouis ein Scoping-Termin statt, zu dem die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange mit Schreiben vom
13.08.2010 eingeladen wurden.

Saarlouis, den Der Oberbürgermeister
  der Kreisstadt Saarlouis

.......................................
Henz

4. Abwägungs-, Billigungs- und Offenlagebeschluss
Der Stadtrat der Kreisstadt Saarlouis hat in seiner öffentlichen Sitzung am 29.09.2011 über die bisher eingegangenen Stellungnahmen der
Öffentlichkeit und der Behörden/ TÖB gemäß § 1 Abs. 7 BauGB entschieden und die Entwurfsfassung des Bebauungsplanes nebst
zugehöriger Begründung und Umweltbericht gebilligt. Ferner wurde beschlossen, die Entwurfsplanung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB für die
Dauer eines Monats öffentlich auszulegen.

Saarlouis, den Der Oberbürgermeister
  der Kreisstadt Saarlouis

.......................................
Henz

5. 1. Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § $ Abs. 2
BauGB
Die Entwurfsplanung einschließlich Begründung, Umweltbericht und den vorliegenden umweltrelevanten Stellungnahmen wurde nach
vorangegangener ortsüblicher Bekanntmachung am 07.03.2012 in der Zeit vom 15.03.2012 bis einschließlich 16.04.2012 im Rathaus der
Stadt Saarlouis, Großer Markt 1, 66740 Saarlouis, beim Amt für Stadtentwicklung, Denkmalpflege und Umwelt gem. § 3 Abs. 2 BauGB
öffentlich ausgelegt. Stellungnahmen zu der Planung konnten während der Auslegungszeit schriftlich eingereicht oder zur Niederschrift
gegeben werden. Über den Inhalt der Planung wurde auf Verlangen Auskunft erteilt. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher
Belange wurden mit Schreiben vom 12.03.2012 gem. § 4 Abs. 2 BauGB an der Planung beteiligt. Die Frist zur Abgabe von Stellungnahmen
endete am 16.04.2012. Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange erfolgte auf der Grundlage des § 4a Abs. 2
BauGB parallel mit der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB.

Saarlouis, den Der Oberbürgermeister
  der Kreisstadt Saarlouis

.......................................
Henz

6. Erneute (2.) öffentliche Auslegung gemäß § 4a Abs. 3 BauGB
Der Stadtrat der Kreisstadt Saarlouis hat in seiner öffentlichen Sitzung am 30.08.2012 über die während der öffentlichen Auslegung und der
Trägerbeteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen gemäß § 1 Abs. 7 BauGB entschieden. Hierdurch wurden
planungsrechtliche Festsetzungen und weitere Bestandteile der Entwurfsplanung inhaltlich verändert. Die geänderte Entwurfsplanung
einschließlich Begründung, Umweltbericht und den vorliegenden umweltrelevanten Stellungnahmen wurde nach vorangegangener
ortsüblicher Bekanntmachung am 05.09.2012 in der Zeit vom 19.09.2012 bis einschließlich 04.10.2012 im Rathaus der Stadt Saarlouis,
Großer Markt 1, 66740 Saarlouis, beim Amt für Stadtentwicklung, Denkmalpflege und Umwelt gem. § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegt.
Stellungnahmen zu der Planung konnten während der Auslegungszeit schriftlich eingereicht oder zur Niederschrift gegeben werden. Über
den Inhalt der Planung wurde auf Verlangen Auskunft erteilt. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben
vom 13.09.2012 gem. § 4 Abs. 2 BauGB erneut an der Planung beteiligt. Die Frist zur Abgabe von Stellungnahmen endete am 04.10.2012.
Die erneute öffentliche Auslegung gemäß § 4a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB wurde gemäß § 4a Abs. 3
Satz 2 und Satz 3 BauGB auf die geänderten Planinhalte beschränkt und angemessen verkürzt.

Saarlouis, den Der Oberbürgermeister
  der Kreisstadt Saarlouis

.......................................
Henz

7. Erneute (3.) öffentliche Auslegung gemäß § 4a Abs. 3 BauGB
Der Stadtrat der Kreisstadt Saarlouis hat in seiner öffentlichen Sitzung am 20.11.2012 über die während der erneuten (2.) öffentlichen
Auslegung und der erneuten Trägerbeteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen gemäß § 1 Abs. 7 BauGB
entschieden. Hierdurch wurden planungsrechtliche Festsetzungen und weitere Bestandteile der Entwurfsplanung inhaltlich verändert. Die
geänderte Entwurfsplanung einschließlich Begründung, Umweltbericht und den vorliegenden umweltrelevanten Stellungnahmen wurde nach
vorangegangener ortsüblicher Bekanntmachung am 19.12.2012 in der Zeit vom 02.01.2013 bis einschließlich 18.01.2013 im Rathaus der
Stadt Saarlouis, Großer Markt 1, 66740 Saarlouis, beim Amt für Stadtentwicklung, Denkmalpflege und Umwelt gem. § 3 Abs. 2 BauGB
öffentlich ausgelegt. Stellungnahmen zu der Planung konnten während der Auslegungszeit schriftlich eingereicht oder zur Niederschrift
gegeben werden. Über den Inhalt der Planung wurde auf Verlangen Auskunft erteilt. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher
Belange wurden mit Schreiben vom 14.12.2012 gem. § 4 Abs. 2 BauGB wiederholt und erneut an der Planung beteiligt. Die Frist zur Abgabe
von Stellungnahmen endete am 18.01.2013. Die erneute öffentliche Auslegung gemäß § 4a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB und § 4
Abs. 2 BauGB wurde gemäß § 4a Abs. 3 Satz 2 und Satz 3 BauGB auf die geänderten Planinhalte beschränkt und angemessen verkürzt.

Saarlouis, den Der Oberbürgermeister
  der Kreisstadt Saarlouis

.......................................
Henz

8. Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 BauGB
Der Stadtrat der Kreisstadt Saarlouis hat in seiner öffentlichen Sitzung am                        über die während der öffentlichen Auslegung
eingegangenen Stellungnahmen gemäß § 1 Abs. 7 BauGB entschieden und die planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes
"Industriegebiet Lisdorfer Berg" als Satzung gemäß § 10 Abs. 1 BauGB beschlossen. Die Begründung und der Umweltbericht sowie der
zugehörige Grünordnungsplan wurden gebilligt.

Saarlouis, den Der Oberbürgermeister
  der Kreisstadt Saarlouis

.......................................

PLANZEICHENERKLÄRUNG UND FESTSETZUNGEN:
A. Festsetzungen gemäß § 9 BauGB und BauNVO

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes (§ 9 Abs. 7 BauGB)1.1

1. Grenzen

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung oder unterschiedlichen Maßes der baulichen
Nutzung (§ 1 Abs. 4 BauNVO)

1.2

Industriegebiete (§ 9 BauNVO)

2. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 BauGB)

Grundflächenzahl (GRZ) als Höchstgrenze (§ 19 BauNVO)3.1

3. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 BauGB)

Das festgesetzte Maß der baulichen Nutzung ist auch dem Planzeiger im Zeichnungsteil zu entnehmen.

Baumassenzahl als Höchstgrenze (§ 21 BauNVO)3.2

GI

2.1

2.2

Die Kennzeichnung der Richtungssektoren im Zeichnungsteil:

Das Industriegebiet GI wird gemäß § 1 Abs. 4 bis Abs. 7 BauNVO nach der Art der
baulichen Nutzung in die Teilgebiete GI 1 bis GE 3 wie folgt gegliedert:
Gebietsfestsetzung Industriegebiet Nr. 1 - "GI 1":
Industriegebiete dienen ausschließlich der Unterbringung von Gewerbebetrieben, und zwar
vorwiegend solcher Betriebe, die in anderen Baugebieten unzulässig sind.
Zulässig sind:

1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe,
ausgenommen
a. Einzelhandelsbetriebe, es sei denn, der Einzelhandelsbetrieb ist einem

Handwerks- oder Gewerbebetrieb zugeordnet und diesem baulich und
funktional untergeordnet

b. Gewerbebetriebe in Form von Bordellen, bordellähnlichen Betrieben oder
Anlagen der Wohnungsprostitution

c. Anlagen zur Erzeugung von Strom, Dampf, Warmwasser, Prozesswärme oder
erhitztem Abgas durch den Einsatz von Brennstoffen in einer Verbrennungs-
einrichtung (Kraftwerk, Heizkraftwerk, Heizwerk, Gasturbinenanlage, Ver-
brennungsmotoranlage, sonstige Feuerungsanlage) einschließlich zugehöriger
Dampfkessel mit einer Feuerungswärmeleistung von 50 MW oder mehr als
Haupt- oder Nebenanlagen (§ 14 BauNVO). Derartige Anlagen mit einer
Feuerungswärmeleistung von mehr als 50 MW sind ausnahmsweise (§ 31 Abs.
1 BauGB) zulässig, wenn sie insgesamt oder überwiegend der Versorgung des
Bebauungsplangebietes oder von Teilen des Bebauungsplangebietes oder von
einzelnen Vorhaben innerhalb des Bebauungsplangebietes (z.B. integrierte
Prozesswärme) dienen. Die v.g. ausnahmsweise Zulässigkeit von derartigen
Anlagen ist für die mit Elektrofreileitungen einschließlich ihrer Schutzstreifen
überdeckten Baugebietsteile ausgeschlossen.

d. Anlagen zur Trockendestillation z.B. Kokereien und Gaswerke
e. Anlagen zur Gewinnung von Roheisen
f. Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von Chemiefasern
g. Mineralölraffinerien
h. Anlagen zur Destillation oder Raffination oder sonstigen Weiterverarbeitung von

Erdöl oder Erdölerzeugnissen in Mineralöl-, Altöl- oder Schmierstoffraffinerien, in
petrochemischen Werken oder bei der Gewinnung von Paraffin

i. Anlagen zur Vergasung oder Verflüssigung von Kohle oder bituminösem
Schiefer

j. Anlagen zur Herstellung von Nichteisenrohmetallen aus Erzen, Konzentraten
oder sekundären Rohstoffen durch metallurgische, chemische oder
elektrolytische Verfahren

k. Integrierte Hüttenwerke, Anlagen zur Gewinnung oder Weiterverarbeitung von
Roheisen und Rohstahl

l. Anlagen zur Herstellung von Schiffskörpern oder -sektionen aus Metall mit einer
Länge von 20 Metern und mehr

2. Tankstellen.

Es wird festgesetzt, dass die gemäß § 9 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen
Nutzungen

1. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und
Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind, und

2. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke

nicht Bestandteil des Bebauungsplanes sind.

Gebietsfestsetzung Industriegebiet Nr. 2 - "GI 2":
Industriegebiete dienen ausschließlich der Unterbringung von Gewerbebetrieben, und zwar
vorwiegend solcher Betriebe, die in anderen Baugebieten unzulässig sind.
Zulässig sind:

1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe,
ausgenommen
a. Einzelhandelsbetriebe, soweit sie von den unter Ziff. 2 genannten Nutzungen

abweichen
b. Gewerbebetriebe in Form von Bordellen, bordellähnlichen Betrieben oder

Anlagen der Wohnungsprostitution
c. Anlagen zur Erzeugung von Strom, Dampf, Warmwasser, Prozesswärme oder

erhitztem Abgas durch den Einsatz von Brennstoffen in einer Verbrennungs-
einrichtung (Kraftwerk, Heizkraftwerk, Heizwerk, Gasturbinenanlage, Ver-
brennungsmotoranlage, sonstige Feuerungsanlage) einschließlich zugehöriger
Dampfkessel mit einer Feuerungswärmeleistung von 50 MW oder mehr als
Haupt- oder Nebenanlagen (§ 14 BauNVO). Derartige Anlagen mit einer
Feuerungswärmeleistung von mehr als 50 MW sind ausnahmsweise (§ 31 Abs.
1 BauGB) zulässig, wenn sie insgesamt oder überwiegend der Versorgung des
Bebauungsplangebietes oder von Teilen des Bebauungsplangebietes oder von
einzelnen Vorhaben innerhalb des Bebauungsplangebietes (z.B. integrierte
Prozesswärme) dienen.

d. Anlagen zur Trockendestillation z.B. Kokereien und Gaswerke
e. Anlagen zur Gewinnung von Roheisen
f. Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von Chemiefasern
g. Mineralölraffinerien
h. Anlagen zur Destillation oder Raffination oder sonstigen Weiterverarbeitung von

Erdöl oder Erdölerzeugnissen in Mineralöl-, Altöl- oder Schmierstoffraffinerien, in
petrochemischen Werken oder bei der Gewinnung von Paraffin

i. Anlagen zur Vergasung oder Verflüssigung von Kohle oder bituminösem
Schiefer

j. Anlagen zur Herstellung von Nichteisenrohmetallen aus Erzen, Konzentraten
oder sekundären Rohstoffen durch metallurgische, chemische oder
elektrolytische Verfahren

k. Integrierte Hüttenwerke, Anlagen zur Gewinnung oder Weiterverarbeitung von
Roheisen und Rohstahl

l. Anlagen zur Herstellung von Schiffskörpern oder -sektionen aus Metall mit einer
Länge von 20 Metern und mehr

2. Einzelhandelsbetriebe sind zulässig, wenn sie
a. einem Handwerks- oder Gewerbebetrieb zugeordnet und diesem baulich und

funktional untergeordnet sind,
b. im Zusammenhang mit einem öffentlichen Kfz-Abstellplatz oder einer Tankstelle

stehen.
3. Tankstellen.

Es wird festgesetzt, dass die gemäß § 9 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen
Nutzungen

1. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und
Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind, und

2. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke

nicht Bestandteil des Bebauungsplanes sind.

Gebietsfestsetzung Industriegebiet Nr. 3 - "GI 3":
Industriegebiete dienen ausschließlich der Unterbringung von Gewerbebetrieben, und zwar
vorwiegend solcher Betriebe, die in anderen Baugebieten unzulässig sind.
Zulässig sind:

1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe,
ausgenommen
a. Einzelhandelsbetriebe, es sei denn, der Einzelhandelsbetrieb ist einem

Handwerks- oder Gewerbebetrieb zugeordnet und diesem baulich und
funktional untergeordnet

b. Gewerbebetriebe in Form von Bordellen, bordellähnlichen Betrieben oder
Anlagen der Wohnungsprostitution

c. Anlagen zur Erzeugung von Strom, Dampf, Warmwasser, Prozesswärme oder
erhitztem Abgas durch den Einsatz von Brennstoffen in einer Verbrennungs-
einrichtung (Kraftwerk, Heizkraftwerk, Heizwerk, Gasturbinenanlage, Ver-
brennungsmotoranlage, sonstige Feuerungsanlage) einschließlich zugehöriger
Dampfkessel mit einer Feuerungswärmeleistung von 50 MW oder mehr als
Haupt- oder Nebenanlagen (§ 14 BauNVO). Derartige Anlagen mit einer
Feuerungswärmeleistung von mehr als 50 MW sind ausnahmsweise (§ 31 Abs.
1 BauGB) zulässig, wenn sie insgesamt oder überwiegend der Versorgung des
Bebauungsplangebietes oder von Teilen des Bebauungsplangebietes oder von
einzelnen Vorhaben innerhalb des Bebauungsplangebietes (z.B. integrierte
Prozesswärme) dienen.

d. Anlagen zur Trockendestillation z.B. Kokereien und Gaswerke
e. Anlagen zur Gewinnung von Roheisen
f. Anlagen zur fabrikmäßigen Herstellung von Chemiefasern
g. Mineralölraffinerien
h. Anlagen zur Destillation oder Raffination oder sonstigen Weiterverarbeitung von

Erdöl oder Erdölerzeugnissen in Mineralöl-, Altöl- oder Schmierstoffraffinerien, in
petrochemischen Werken oder bei der Gewinnung von Paraffin

i. Anlagen zur Vergasung oder Verflüssigung von Kohle oder bituminösem
Schiefer

j. Anlagen zur Herstellung von Nichteisenrohmetallen aus Erzen, Konzentraten
oder sekundären Rohstoffen durch metallurgische, chemische oder
elektrolytische Verfahren

k. Integrierte Hüttenwerke, Anlagen zur Gewinnung oder Weiterverarbeitung von
Roheisen und Rohstahl

l. Anlagen zur Herstellung von Schiffskörpern oder -sektionen aus Metall mit einer
Länge von 20 Metern und mehr

m. Tankstellen.

Es wird festgesetzt, dass die gemäß § 9 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen
Nutzungen

1. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und
Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind, und

2. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke

nicht Bestandteil des Bebauungsplanes sind.

Die Industriegebiete GI 1 bis GI 3 werden darüber hinaus nach den besonderen
Bedürfnissen und Eigenschaften von Betrieben und Anlagen gemäß § 1 Abs. 4
BauNVO gegliedert

In den vorgenannten Teilgebieten GI 1 bis GI 3 sind die Vorhaben gemäß den Gebiets-
festsetzungen Nr. 1 bis Nr. 3 allgemein zulässig, sofern deren vom gesamten Baugrund-
stück abgestrahlten Schallemissionen an den maßgeblichen Immissionsorten außerhalb
des Geltungsbereichs des Bebauungsplans, die in der nachfolgenden Tabelle 1 genannten
Emissionskontingente LEK - einschließlich der Berücksichtigung der Zusatzkontingente für
die Immissionssorte innerhalb der Richtungssektoren gemäß Tabelle 2 - nach DIN 45691:
2006-12 (Beuth Verlag) weder tags (6.00-22.00 Uhr) noch nachts (22.00-6.00 Uhr)
überschreiten.

Teilgebiete/ Emissionskontingente LEK Emissionskontingente LEK
Teilflächen Tag (6.00-22.00 Uhr) Nacht (22.00-6.00 Uhr)

in dB(A)/m² in dB(A)/m²

GI 1 66,0 52,0
GI 2 66,0 52,0
GI 3 65,0 51,0

Tabelle 1 Emissionskontingent LEK für den Tag (6.00-22.00 Uhr) und die Nacht
(22.00-6.00 Uhr) in dB(A)/m²

Die Emissionskontingente LEK geben die zulässige, immissionswirksame Schall-
abstrahlung pro Quadratmeter der innerhalb des Industriegebiets "GI" (GI 1 bis GI 3)
liegenden Baugrundstücke an.
Die Emissionskontingente LEK gemäß Tabelle 1 für die Gebiete GI 1, GI 2 und GI 3
erhöhen sich für die Richtungssektoren A bis J mit dem Bezugspunkt im Gauß-Krüger-
Koordinatensystem Rechtswert (x): 2554844.90, Hochwert (y): 5459856.88 um die in der
Tabelle 2 genannten Zusatzkontingente LEK, zus.

Zusatzkontingent (LEK, zus.) in dB(A)

Sektoren mit Anfangs- Tag Nacht
und Endwinkel in Grad * 6.00 bis 22.00 Uhr 22.00 bis 6.00 Uhr

Richtungssektor A von 332,0 bis 39,0 4 3
Richtungssektor B von 39,0 bis 67,0 6 5
Richtungssektor C von 67,0 bis 92,0 2 1
Richtungssektor D von 92,0 bis 125,0 0 1
Richtungssektor E von 125,0 bis 174,0 8 7
Richtungssektor F von 174,0 bis 204,0 4 2
Richtungssektor G von 204,0 bis 268,0 7 5
Richtungssektor H von 268,0 bis 277,0 1 0
Richtungssektor I von 277,0 bis 323,0 6 5
Richtungssektor J von 323,0 bis 332,0 3 2

* Die angegebenen Winkel beziehen sich auf 0°=Richtung Norden. 90° entspricht Osten,
der Vollkreis hat 360°.

Tabelle 2 Zusatzkontingente LEK,zus für den Tag (6.00-22.00 Uhr) und die Nacht
(22.00-6.00 Uhr) in dB(A)/m²

Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens erfolgt nach DIN
45691:2006-12, Abschnitt 5 (Beuth Verlag), wobei in den Gleichungen (6) und (7) für die
Immissionsorte in den Richtungssektoren LEK,i durch LEK,i + LEK,zus j zu ersetzen ist.
Wenn dem Vorhaben nur ein Teil einer Teilfläche zuzuordnen ist, sind die Gleichungen (4)
und (6), Abschnitt 5, DIN  45691: 2006-12 (Beuth-Verlag) auf diesen Teil anzuwenden.
Sind dem Vorhaben mehrere Teilflächen oder Teile von Teilflächen zuzuordnen, gilt statt
Gleichung (6) Gleichung (7), Abschnitt 5, DIN  45691: 2006-12 (Beuth Verlag) , wobei die
Summation über die Immissionskontingente aller dieser Teilflächen und Teile von
Teilflächen erfolgt.
Vorhaben sind auch dann zulässig, wenn der Beurteilungspegel Lr,j den Immissionsricht-
wert an den maßgeblichen Immissionsorten am Tag (6.00-22.00 Uhr) und in der Nacht
(22.00-6.00 Uhr) um mindestens 15 dB unterschreitet.
Die Inanspruchnahme oder die teilweise Inanspruchnahme von Emissionskontingenten
anderer Teilflächen durch Vorhaben ist dann zulässig, wenn eine erneute Inanspruch-
nahme dieser Emissionskontingente ausgeschlossen und dies hinreichend durch Baulast
gesichert ist.

Bezeichnung des Richtungssektors

Bezugspunkt im Gauss-Krüger-System

Sektorenspreizung (Winkelangabe in Tab. 2)

Mast

vorh. Freileitungstrasse

.......................................
Henz

9. Ausfertigung
Es wird bescheinigt, dass die vorliegende Ausfertigung mit dem Satzungsbeschluss des Stadtrates vom                                 übereinstimmt.

Saarlouis, den Der Oberbürgermeister
der Kreisstadt Saarlouis

.......................................
Henz

10. Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gemäß § 10 Abs. 3 BauGB und Inkrafttreten des Bebauungsplanes
Der Satzungsbeschluss des Stadtrates der Kreisstadt Saarlouis vom                                      wurde am                                  gemäß § 10
Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung ist der Bebauungsplan "Industriegebiet Lisdorfer Berg" in Kraft
getreten.

Saarlouis, den Der Oberbürgermeister
  der Kreisstadt Saarlouis

.......................................
Henz

Kreisstadt Saarlouis

Bebauungsplan

"Industriegebiet Lisdorfer Berg"

Verkleinerte Ausfertigung (ohne def. Maßstab)

Kartengrundlage:

a. Automatisiertes amtliches Liegenschaftskataster (ALK),

ausgefertigt durch SBB - Saarland Bau- und Bodenprojekt-

gesellschaft mbH, Saarbrücken. Stand: Juli 2011

b. Topographische Aufnahme

durch Vermessungsbüro Steuer und Rickmann, ÖbVI,

Holzer Straße 10-12, 66265 Heusweiler. Stand: Oktober 2010
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Bebauungsplan "Industriegebiet Lisdorfer Berg"

Gemarkung Neuforweiler, Flur 1 und 2; Gemarkung Lisdorf, Flur 16, 18, 20, 21, 22 und 24

Plandatum: 13.02.2013

Planausgabe: Verkleinerte Ausfertigung (1148x904mm) ohne Maßstab

Verfahrensstand: Satzungsbeschluss gemäß § 10 BauGB vom .............................


